
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Familie, Frauen, Kultur und Integration

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lisa-Marie Jeckel (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/6381 –

Passbeschaffung und Identitätsklärung bei Personen aus Somalia

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/6381 – vom 15. Mai 2023 hat folgenden Wortlaut:

Nach wie vor ist die Identitätsklärung für Somalier in Deutschland schwierig. Für Menschen, die nach 1991 geboren wurden, ist 
sie sogar teilweise unmöglich, da somalische Dokumente, die nach diesem Datum ausgestellt wurden, von der Bundesregierung 
bisher nicht anerkannt werden. Dennoch unterliegen viele Somalier der Passpflicht. Somalische Reisepässe werden, außer in kom-
plizierten Einzelfällen, regelmäßig auf Antrag somalischer Staatsbürger von den somalischen Auslandsvertretungen ausgestellt. Al-
lerdings ist die Identitätsklärung der somalischen Staatsbürger erheblich erschwert, da die Reisepässe nicht anerkannt werden. Dies 
führt dazu, dass dieser Gruppe regelmäßig der Weg in ein unbefristetes Aufenthaltsrecht versperrt bleibt. Ebenso ist die Einbür-
gerung und die damit verbundene Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen in Deutschland nur in seltenen Einzelfällen möglich.
Welche Maßnahmen und Anforderungen bei der ausländerrechtlichen Identitätsfeststellung ergriffen werden, entscheiden aller-
dings laut Antwort der Bundesregierung auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke vom 17. Juli 2019 (Arbeits-
nummer 7/231), die Ausländerbehörden der Länder in eigener Zuständigkeit.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Erfüllen somalische Staatsbürger durch Vorlage des somalischen Passes die Passpflicht?
2.	 Werden elektronische Aufenthaltstitel nach Vorlage des somalischen Passes ausgestellt?
3.	 Wird der somalische Pass nach Vorlage wieder ausgehändigt?
4.	 Kann durch Vorlage des somalischen Passes die Identität der Antragsteller geklärt werden?
5.	 Falls die Identität durch die Vorlage des somalischen Passes nicht geklärt werden kann, welche zumutbaren Handlungen wer-

den ergriffen, um die Identität zu klären (bitte aufgeschlüsselt nach Maßnahme und Zeitraum für diese)?
6.	 Wird nach Vorlage des somalischen Passes die Niederlassungserlaubnis erteilt?
7.	 Hat das Urteil des VG Mainz vom 25.03.2022 - 4 K 476/21.MZ bereits Anwendung in der Einbürgerungspraxis gefunden?

Das Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit an-
gefügtem Schreiben beantwortet.
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Kleine Anfrage der Abgeordneten Lisa-Marie Jeckel (FREIE WÄHLER)
Passbeschaffung und Identitätsklärung bei Personen aus Somalia
– Drucksache 18/6381 –

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

namens der Landesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1:
Die Passpflicht im Sinne des § 3 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) wird durch die 

Vorlage eines somalischen Reisepasses nicht erfüllt. Siehe ergänzend die Antwort zu 

Frage 4.

Zu Frage 2:
Sofern die entsprechende Rechtsgrundlage des beantragten Aufenthaltstitels nicht die 

Identitätsklärung der Antragstellerin oder des Antragstellers für dessen Erteilung vo-

raussetzt, werden elektronische Aufenthaltstitel auch nach Vorlage eines somalischen 

Reisepasses ohne Vorlagepflicht weiterer Identitätsnachweise ausgestellt. Die Aufent-

haltserlaubnis wird als Ausweisersatz erteilt, wenn, wie im Falle der somalischen 

Staatsangehörigen, die Erlangung eines anerkannten Passes unmöglich ist (s. Antwort 

zu Frage 4). Erforderlichenfalls wird der Aufenthaltstitel mit dem Hinweis versehen, dass 
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die Personendaten auf den eigenen Angaben der Antragstellerin oder des Antragstel-

lers beruhen. 

Für die Erteilung von Aufenthaltstiteln an Schutzberechtigte nach § 25 Absatz 1 bis 3 

AufenthG ist eine Identitätsklärung nicht erforderlich (§ 5 Absatz 3 Satz 1 AufenthG). 

 

Zu Frage 3: 
Der somalische Reisepass wird nach Vorlage bei der Ausländerbehörde grundsätzlich 

wieder ausgehändigt. 

 

Zu Frage 4: 
Somalische Pässe und Passersatzdokumente, die nach dem 31. Januar 1991 ausge-

stellt worden sind, werden in der Bundesrepublik Deutschland nicht anerkannt. Aner-

kennung findet nur für ab 2013 ausgestellte Pässe und nur für die Ausreise aus 

Deutschland statt (siehe Allgemeinverfügung des BMI über die Anerkennung ausländi-

scher Pässe und Passersatzpapiere v. 13.10.2022 - BAnz AT 25.10.2022 B4 Seite 47). 

Die Echtheit von somalischen Dokumenten (Personenstandsurkunden, Gerichtsurtei-

len, Strafanzeigen usw.) kann nicht überprüft werden. Nach 30 Jahren Konflikt und ei-

nem fast gänzlichen Staatszerfall gibt es keine Register im klassischen Sinne. Selbst 

eine Bestätigung der Echtheit würde keine Rückschlüsse auf die inhaltliche Richtigkeit 

ermöglichen. In Somalia selbst, aber auch in den von Somalier*innen bewohnten En-

klaven werden gefälschte somalische Reisepässe ebenso wie zahlreiche andere ge-

fälschte Dokumente zum Verkauf angeboten. Es besteht keine Möglichkeit, über amtli-

che Register verlässliche Auskünfte über somalische Staatsangehörige in Somalia zu 

erhalten. 

Inhaber der nach dem 31. Januar 1991 ausgestellten Pässe können sich daher mit die-

sem Dokument alleine nicht auf eine Identitätsklärung berufen. 

 

 

Zu Fragen 5 und 6: 
Die Fragen 5 und 6 werden gemeinsam beantwortet. 
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Die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis fordert gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG 

als Regelerteilungsvoraussetzung die Identitätsklärung, welche grundsätzlich über den 

anerkannten und gültigen Nationalpass des ausländischen Staatsangehörigen erfüllt 

wird. Das Erfordernis der Identitätsklärung ist nicht nur an der Zuordnung der Persona-

lien, sondern insbesondere durch Sicherheitsinteressen motiviert. Nach § 5 Abs. 3 S. 2 

AufenthG kann zwar bei der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 

des Aufenthaltsgesetzes unter anderem vom Erfordernis der Identitätsklärung abgese-

hen werden, jedoch findet diese Ausnahme bei der Erteilung von Niederlassungser-

laubnissen gemäß § 26 Absätze 3 und 4 AufenthG laut Hinweisen des Bundesministe-

riums des Innern und für Heimat vom 12. August 2021 keine Anwendung, da sie ein 

besonders verfestigtes Aufenthaltsrecht darstellt und einen für die Einbürgerung erfor-

derlichen Aufenthaltsstatus vermittelt. Darüber hinaus ist die Identitätsklärung in diesen 

Fällen deshalb besonders wichtig, da für die vorherige Erteilung von Aufenthaltserlaub-

nissen für humanitär Schutzberechtigte eine Identitätsklärung keine Voraussetzung ist. 

Da, wie unter Frage 4 bereits erwähnt, somalische Pässe laut Allgemeinverfügung des 

Bundesministeriums des Innern und für Heimat über die Anerkennung eines ausländi-

schen Passes oder Passersatzes vom 5. April 2018 für einen Aufenthalt im Bundesge-

biet nicht anerkannt werden, können durch die alleinige Vorlage eines somalischen Rei-

sepasses die Erteilungsvoraussetzungen für eine Niederlassungserlaubnis nicht als er-

füllt angesehen werden. Der Pass hat hinsichtlich seiner Funktion als Identitätspapier 

lediglich Indizwirkung. Die Ausländerbehörde muss daher nach den Umständen des 

Einzelfalls über die Glaubhaftigkeit der Angaben zur Identität und Staatsangehörigkeit 

befinden. Es gelten hierbei die allgemeinen Regeln des Verwaltungsrechts, wobei die 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Identitätsklärung im Einbürge-

rungsverfahren zu berücksichtigen ist (s. gestufte Prüfung zur Klärung der Identität des 

Einbürgerungsbewerbers - BVerwG, Urt. v. 23.09.2020 – 1 C 36/19 – juris).  

 

Zu Frage 7: 
In dem Urteil des VG Mainz vom 25.03.2022 - 4 K 476/21.MZ geht es um die Klärung 

der Identität und Staatsangehörigkeit einer somalischen Person nach dem sogenannten 
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4-Stufen-Modell, welches vom Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 23.09.2020 – 

1 C 36/19 festgelegt wurde. In der Einbürgerungspraxis findet das 4-Stufen-Modell bei 

der Klärung der Identität und Staatsangehörigkeit aller Einbürgerungsbewerber und 

Einbürgerungsbewerberinnen Anwendung. Hierzu gibt es einen Erlass des Ministeri-

ums für Familie, Frauen, Kultur und Integration vom 22. Juni 2021 (siehe Anlage). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Katharina Binz 

 

 

Anlage (zu Frage 7) 

Rundschreiben MFFKI vom 22. Juni 2021 
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